
AMTSBLATT

Nr.2 vom 12.01.2024

$xL*v
?r-Uerbandsgemelnde

Kirch heimbolanden

Aktiv für Mensch + Zukurft
... nr aQa/a,, 4kat- 't

Auskunft erteilt: Frau Schneider-Frenzel

l. Bekanntmachun der Verbands meinde Kirchheimbolanden

Datum lnhalt

Es liegen keine Veröffentlichungen vor.

Seite

ll. Bekanntmachu anderer Behörden

19.12.23 Bekanntmachung des Abwasserzweckverbandes Mittleres
Pfrimmtal über den Wirtschaftsplan 2024

11.01.24 Bekanntmachung des Landtags Rheinland-Pfalz über 005
einen Sprechtag der Bürgerbeauftragten in der Kreisverwaltung
Donnersberg am 22.02.2024

004

00612.01.24 Bekanntmachung des Landesamts für Steuern über den
Antrag der Vollziehung bei Grundsteuenrvert- und Grund-
steuermessbescheiden
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Hsrausgeber und verantwortlich: Verbandsgemeindeverualtung Kirchheimbolanden
Das Amtsblatt erscheint nach Bedarf freitags und ist bei der VerbandsgemeindeveMaltung Kirchheimbolanden,
Rathaus und in den Ortsgem€inden kostenlos erhältlich. Zust€llung per E-Mail ist mÖglich.
Zusätzlich kann das Amtsblatt im lnternet unter ww.kirchheimbolanden.de in d€r Rubrik ,,Amtsblatt" abgerufen
wefden.
Besuchszeiten der Verbandsoemeindeverwaltuno Kirchheimbolanden, Neue Allee 2:>
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Dienstag
Mittwochs

8.00 Uhr
8.00 Uhr
8.00 Uhr
8.00 Uhr
8.00 L'hr

Montag

Donn€rstag
Freitag

bis 12.00 Uhr und 14.00 Uhr bis 16.00 Uhr
bis 12.00 Uhr und 14.00 Uhr bis '16.00 Uhr
bis 12.00 Uhr und nachmittags geschlossen
bis 12.00 Uhr und 14.00 Uhr bis 18.00 Uhr
bis 12.00 Uhr

amtsblatt@
kirchheimbolanden.de
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sü4Abwasserzweckverband Mittleres Pfrimmtal
- Abwassetwerk.
Wormser Straße 110
67590 Monsheim Abwar!€rärradogrbrnd
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Bekanntmachunq Wirtschaftsplan 2024

Die Verbandsversammlung des Abwasserzweckverbandes Mittleres Pfrimmtal hat aufgrund von $ 7 des
Zweckverbandsgesetzes in Verbindung mit SS 95 ff der Gemeindeordnung sowie der $ 3 Abs.2 Nr.1 und $$
16 ff Eigenbetriebsverordnung am 06.11.2023 für das Wirtschaftsjahr 2024 folgende

Haushaltssatzu ng mit Wirtschaftsplan

beschlossen, die hiermit bekannt gemacht wird. Die Kreisvenualtung Alzey-Worms, Alzey, hat mit Schreiben
vom 1 'l .12.2023 mitgeteilt, dass gegen die Haushaltssatzung keine Bedenken geltend gemacht werden.
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Der Wirtschaftsplan wird für das Wirtschaftsjahr 2024 festgesetzt

im Erfolgsplan in den Erträgen und Auturendungen auf jeweils 2.834.760,00 €

im Vermögensplan in den Einnahmen und Ausgaben auf jeweils 3.735.000,00 €
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Der Höchstbetrag der Kassenkredite, die im Wirtschaftsplan 2024 zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben
in Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 150.000,- EUR festgesetzt.
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Der Zweckverband erhebt Umlagen nach $ 6 der Verbandsordnung, über die folgendes bestimmt wird:

Die vorläufige Betriebskostenumlage für das Wirtschaftsjahr wird im Erfolgsplan festgesetzt für

die VG Göllheim (33 % )
die VG Kirchheimbolanden ( 52 oÄ 

)
die VG Monsheim ( 15 Yo )

Die lnvestitionskostenumlage des Verbandes im Wirtschaftsjahr 2024 wird nach Maßgabe des auf die
beteiligten Verbandsgemeinden entfallenden lnvestitionsgeschehens erhoben.
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Es gilt die am 06.1 1.2023 von der Verbandsversammlung beschlossene Stellenübersicht.

s5

Die Haushaltssatzung tritt am 1. Januar 2024 in Kraft.

Hinweis:

Die Haushaltssatzung mit Wirtschaftsplan 2024 liegt vom 15.01 2024 bis einschließlich 19.01 .2024 während der
Dienststunden bei den Verbandsgemeindewerken der Verbandsgemeinden Göllheim, Kirchheimbolanden und Monsheim

sowie beim Abwasserzweckverband in der Kläranlage Monsheim zu jedermann Einsichtnahme öffentlich aus.

Eine Verletzung der Bestimmungen über
1. Ausschließungsgründe ($22 Abs. '1 Gemeindeordnung) und

2. die Einberufung und die Tagesordnung von Sitzungen des Abwasserzweckverbandes Mittleres Pfrimmtal ist

unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres nach der öffentlichen Bekanntmachung der Satzung schriftlich unter
Bezeichnung der Tatsachen, die eine solche Rechtsverletzung begründen können, gegenüber dem
Abwasserzweckverband Mittleres Pfrimmtal geltend gemacht werden.

Monsheim, den 19.12.2023
gez. Steffen Antweiler
Verbandsvorsteher
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Pressemitteilung
Nr.212024

vom 11.Januar2024
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Die Bürgerbeauftragte des Landes Rheinland-Pfalz und die Beauftragte für die Landespolizei

Sprechtag der Bürgerbeauftragten des Landes Rheinland Pfalz und Beauftragten für die

Landespolizei, Barbara Schleicher-Rothmund, in der Kreisverwaltung des Donnersbergkreises

(Mainz) Die nächste Möglichkeit für Bürgerinnen

und Bürger aus dem Donnersbergkreis ihre

Anliegen und Probleme mit Barbara Schleicher-

Rothmund persönlich zu besprechen, besteht

am Donnerstag, 22. Februar 2024, in der

Kreisvenrualtung des Donnersbergkreises.

Anmeldungen nimmt das Büro der

Bürgerbeauftragten, Telefon 0613112 89 99 99,

(Frau SchüttleQ bis zum 8. Februar 2024

entgegen.

Als Bürgerbeauftragte des Landes Rheinland-Pfalz stehe ich lhnen mit meinem Team zur Verfügung, um Sie

im Umgang mit derVerwaltung zu beraten und zu unterstiJtzen. Mein Ziel ist es, eine einvernehmliche Lösung

zu finden, wenn Sie Probleme mit einer Behörde haben.

Als Beauftragte fijr die Landegpolizei bin ich Ansprechpartnerin ftir Beschwerden von Bürgerinnen und Bürger,

die Probleme mit der Polizei des Landes Rheinland-Pfalz haben. Ebenso können Polizeibeamtinnen und-

beamte sich mit Eingaben im Zusammenhang mit der Ausübung ihrer Tätigkeit direkt und ohne Einhaltung

des Dienstwegs an mich wenden.

Gerne können Sie sich auch schriftlich/telefonisch an Barbara Schleicher-Rothmund, Kaiserstr. 32,55116 Mainz,

Telefon: 0613112 89 99-0, Fax: 06131 128999 89, E-Mail: poststelle@diebuerqerbeauftragte.rlp.de, wenden. Die

aktuellen Termine von weiteren Sprechtagen finden Sie im Videotext, Fafel725, im SWR Fernsehen. Weitere

lnformationen über die Arbeit der Bürgerbeauftragten sowie das Online-Formular finden Sie im lnternet unter:

www. d iebuerqerbeauft raqte. rlp. de.

Kaiserstraße 32 ' 551 l 6 Mainz ' Telefon (06131) 2 89 99-99' Fax: (061 31) 2 89 99-89
E-Mail: poststelle@diebuergerbeauftragte.rlp.de ' www.diebuerserbeauftraste.rlp.de

Presserechtlich verantwortlich: Barbara Schleicher-Rolhmund
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LANDESAMT FÜR STEUERN
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Antrag auf Aussetzung der Vollziehung bei
G ru ndste ue rwe rt- u nd G ru ndste ue rmess bes c he i d en
Vorgehen der Finanzämter bis zur Entscheidung des

Bundesfinanzhofs

Haben Eigentümerinnen und Eigentümer gegen die von den Finanzämtern verschickten

Gru ndsteuenrvert- bzw, G rundsteuermessbescheide E inspruch eingel egt, weil sie die

Verfassungsmäßigkeit der Bescheide anzweifeln und wird zusätzlich die Aussetzung der

Vollziehung beantragt, stellen die Finanzämter die Beärbeitung dieser Anträge momentan

zurück. Da der Bundesfinanzhof in zwei Beschwerdeverfahren - Aktenzeichen ll B 78123

(AdV) und ll B 79123 (AdV) - über entsprechende Anträge zu entscheiden hat, warten die

Finanzämter diese Rechtsprechung ab.

Da die Pflicht zur Zahlung der Grundsteuer erst begründet wird, wenn die Stadt bzw,

Gemeinde den Bescheid für die Grundsteuer ab dem Kalenderjahr 2025 erlässt, ist eine

Aussetzung der Bescheide, gegen die Einspruch eingelegt wurde, zum jetzigen Zeitpunkt

nicht erforderlich. ln Fällen, in denen die Antragstellenden eine Entscheidung über den

Antrag auf Aussetzung der Vollziehung etwa zur gerichtlichen Klärung wünschen, werden die

Finanzämter jedoch hierüber entscheiden.

Hrsg.: Landesamt für Steuern, Verantw,: Wiebke Girolstein, (0261) 4932 - 36726,

P ressestel le@ lfst. fi n-rl p. de

Wir twittern - unter www.twitter.com/rlpfinanznews erhalten Sie unsere aktuellen Meldungen

Die lnfo-Hotline lhres Finanzamtes: 0261 '20179279


